
lung der demokratischen Kräfte innerhalb der besieg­
ten Nation und ihrer Anstrengungen auf die Wieder­
herstellung einer demokratischen Ordnung, zum Verzicht 
auf alle Methoden der Ausnutzung von Reparations­
ansprüchen zur wirtschaftlichen und politischen Ver­
sklavung der besiegten Nation, zur Beschränkung der 
Besetzung auf die zur Sicherung der ungehinderten 
Entwicklung der besiegten Nation notwendige Zeit, zum 
Abschluß eines demokratischen Friedensvertrages, an 
dem der besiegte Gegner gleichberechtigter Partner ist. 
Diese Rechtsverpflichtungen der Besatzungsmächte 
geben der besiegten Nation entsprechende Rechtsan­
sprüche und bilden eine Einheit. Mit der vorsätzlichen 
Verletzung auch nur einer dieser Verpflichtungen ver­
liert die Besatzungsmacht • den Rechtsgrund ihrer An­
wesenheit und wird zum Interventen. Dementsprechend 
hat die besiegte Nation das Recht und die Pflicht, gegen 
Verletzungen ihrer nationalen Souveränität den natio­
nalen Befreiungskampf in geeigneter Form zu führen.

In der Diskussion wurden eine Reihe von Fehlern 
und falschen Auffassungen erkannt, die von den Ver­
fassern ausdrücklich aufgegeben werden. So war es 
falsch, den Vereinbarungen der Anti-Hitler-Koalition 
und besonders dem Potsdamer Abkommen im wesent­
lichen deklaratorische Bedeutung beizumessen. Diese 
Vereinbarungen enthalten neben der Konkretisierung, 
Vertiefung und Weiterentwicklung bereits bestehender 
Prinzipien neuentwickelte Grundsätze, die für die 
weitere Entwicklung des Völkerrechts äußerst bedeut­
sam sind.

Erhebliche Fehler enthielten auch die zu Beginn der 
Diskussion geäußerten Auffassungen über die „de- 
bellatio“. Selbst die korrigierte Darstellung stellte nicht 
klar genug heraus, daß der imperialistische Lehrsatz 
der „debellatio“ nicht als Institution des geltenden 
Völkerrechts behandelt werden kann. Die von den 
„Theoretikern“ des Imperialismus zur Verteidigung 
und Rechtfertigung seiner aggressiven Politik und 
Praxis entwickelten Anschauungen widersprechen den

Einfluß der Treuhänderbestellung 
ein schwebendes Zivilverfahren

Die rechtliche Stellung des verwaltungsrechtlichen 
Treuhänders ist schon wiederholt Gegenstand von Er­
örterungen in der „Neuen Justiz“ gewesen. Noch nicht 
behandelt wurde aber die Frage, ob und inwieweit ein 
schwebender Zivilrechtsstreit dadurch beeinflußt wird, 
daß das Vermögen oder ein bestimmter Teil des Ver­
mögens einer Partei unter verwaltungsrechtliche Treu­
handschaft gestellt wird.

Da es keine positivrechtlichen Bestimmungen gibt, 
die diesen Fall regeln, wird zu untersuchen sein, ob 
die Bestimmungen der Konkursordnung entsprechend 
angewandt werden können. Auf gewisse Parallelen 
zwischen der Tätigkeit des Konkursverwalters und des 
Treuhänders hat ja u. a. bereits A r t z t  in NJ 1952 
S. 22 hingewiesen.

Ein Treuhänder wird vom zuständigen Verwaltungs­
organ eingesetzt, wenn ein Betriebsinhaber aus tat­
sächlichen oder rechtlichen Gründen verhindert ist, 
seinen Betrieb zu leiten, und es die Interessen der 
Volkswirtschaft erfordern, daß dieser Betrieb ord­
nungsgemäß weitergeführt wird. So soll z. B. durch die 
Bestellung eines Treuhänders nach § 15 Abs. 1 WStVO 
gewährleistet werden, daß bis zur endgültigen Fest­
stellung, ob in dem Betrieb Wirtschaftsverbrechen 
begangen worden sind, und gegebenenfalls bis zur 
rechtskräftigen Verurteilung des bisherigen Betriebs­
inhabers keine weiteren Verbrechen verübt werden 
können, daß der Betriebsinhaber keine Möglichkeit 
hat, Betriebsvermögen einer etwaigen Einziehung zu 
entziehen und daß der Betrieb der Volkswirtschaft er­
halten bleibt. Andererseits sollen die Rechte des Be­
triebsinhabers für den Fall der Aufhebung der Treu­
handschaft und Rückgabe des Betriebes gewahrt wer­
den. Der Treuhänder ist somit im Aufträge von 
Organen unseres Staates tätig, hat staatliche und damit

allgemeinen, grundlegenden Prinzipien und dem demo­
kratischen Charakter des Völkerrechts und dürfen da­
her niemals als Institutionen des Völkerrechts be­
handelt werden. Die Anwendung des imperialistischen 
Lehrsatzes der „debellatio“ gegenüber einem besiegten 
Gegner ist als Verletzung des Selbstbestimmungsrechts 
und der daraus abgeleiteten Aggressions-, Interven­
tions- und Annektionsverbote in jedem Falle völker­
rechtswidrig.

Dagegen bleibt die Weiterexistenz der von der 
Haager Landkriegsordnung entwickelten Besetzungs­
form der sog. occupatio bellica unbestritten. Es ist 
Aufgabe der demokratischen Völkerrechtswissenschaft, 
für die Beseitigung ihrer Mängel und ihre demo­
kratische Weiterentwicklung einzutreten.

Die Diskussion zeigte, daß über die Frage der 
nationalen und staatlichen Souveränität noch Meinungs­
verschiedenheiten bestehen, die einer weiteren Dis­
kussion bedürfen.

Das einheitliche demokratische Völkerrecht stellt 
ein ernstes Hindernis für die Verwirklichung der 
aggressiven Politik der imperialistischen Staaten dar. 
Seine Weiterentwicklung durch die Verallgemeinerung 
der in den Vereinbarungen der Anti-Hitler-Koalition 
entwickelten, konkretisierten und vertieften Prinzipien 
ist für den Frieden der Welt und die Zusammenarbeit 
zwischen allen Staaten von größter Bedeutung. Die 
deutsche Völkerrechtswissenschaft hat deshalb nicht 
nur die ehrenvolle Aufgabe, die Rechte der deutschen 
Nation aus diesen Vereinbarungen zu verteidigen, 
sondern sie ist auch verpflichtet, für die Durchsetzung 
dieser speziellen Prinzipien als allgemein verbindliches 
Völkerrecht zu kämpfen.
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im Interesse der Werktätigen liegende Aufgaben durch­
zuführen und ist deshalb für seine im Rahmen seiner 
Befugnis liegenden Maßnahmen allein dem Ver­
waltungsorgan verantwortlich, das ihn eingesetzt hat.

Aus den Aufgaben des Treuhänders und dem Zweck 
seiner Bestellung folgt, daß der Betriebsinhaber 
während der Dauer der Treuhandschaft kein Recht hat, 
über das Betriebsvermögen zu verfügen und es zu ver­
walten. Für den landwirtschaftlichen Treuhänder ist 
das im § 23 Abs. 1 der AusfBest. zu der Anordnung 
zur Durchführung des KRG Nr. 45 vom 10. März 1949 
(ZVOB1. S. 193 ff.) ausdrücklich bestimmt, während für 
die übrigen Treuhänder § 6 KO entsprechend gelten 
muß1). Damit verliert der Inhaber auch das Recht, 
Prozesse zu führen, die das unter Treuhandschaft 
stehende Vermögen betreffen. Es ist klar, daß solche 
Prozesse nur der Treuhänder führen kann, wenn er 
nicht in der Erfüllung seiner Aufgaben behindert und 
der Zweck seiner Einsetzung nicht vereitelt werden 
soll. Dabei handelt er selbst nicht als Partei, sondern 
als Vertreter des Betriebsinhabers* 2).

Der Zweck der verwaltungsrechtlichen Treuhand­
schaft darf aber auch nicht dadurch gefährdet werden, 
daß ein im Zeitpunkt der Bestellung des Treuhänders 
bereits anhängiger Zivilrechtsstreit durch den Be­
triebsinhaber weitergeführt wird. Es ist notwendig, daß 
der Treuhänder von einem solchen Prozeß erfährt, 
damit er ihn weiterführen und den seinen Aufgaben 
entsprechenden Einfluß auf den Fortgang und Aus­
gang des Prozesses geltend machen kann. Der Treu­
händer darf nicht durch eine gerichtliche Entscheidung 
überrascht werden, ohne Rücksicht darauf, ob er im 
Einzelfall eine Änderung der Entscheidung durch 
Rechtsmittel herbeiführen oder sie auf anderem Wege 
sich selbst bzw. dem von ihm Vertretenen gegenüber

*) vgl. Artzt ln NJ 1952 S. 22 fl.
2) vgl. OG ln NJ 1951 S. 89 und NJ 1953 S. 252 sowie § 24 .

Abs. 2 der 1. Ausf.Best. zu der AO zur Durchführung der KRG 
Nr. 45.
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